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Das zweite Hindernis hängt davon ab, wie die KIW von den Spitaleinrichtungen, und gege-
benenfalls den Pflegeheimen, juristisch aufgebaut wird. Sollte sie über eine Organisationsbe-
fugnis und über eine autonome Entscheidbefugnis verfügen und/oder einzelne Leistungen 
auch anderen Einrichtungen anbieten können, so muss der Auftrag der Wäscheverarbeitung 
der Spitaleinrichtungen und Pflegeheime Gegenstand eines öffentlichen Ausschreibeverfah-
rens im Sinne der Gesetzgebung über das öffentliche Beschaffungswesen sein. Dies bedeu-
tet, dass der Staat und die Gemeinden die einzigen möglichen Investoren für dieses Projekt 
sind und dass die Beteiligung eines privaten Investors (z. B. einer privaten Wäscherei) nicht 
möglich ist.  

Somit ist es juristisch gesehen denkbar, eine KIW zu schaffen, der die Spitaleinrichtungen 
und die Pflegeheime ihre Wäsche direkt übergeben können, ohne Ausschreibung im Sinne 
der Gesetzgebung über das öffentliche Beschaffungswesen. In der Praxis allerdings würde 
aus der Umsetzung dieser Lösung, die zwar den strengen Anforderungen der Rechtspre-
chung entspricht, sicherlich eine Einrichtung hervorgehen, die die Anforderungen in Sachen 
Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit nur schwer erfüllen könnte; dies umso mehr, als sie einer 
grossen Investition bedarf, die der Staat vermutlich alleine tragen müsste.  

6. Diese Meinung wurde noch durch eine eingehende Prüfung der Fragen im Zusammenhang 
mit der Mehrwertsteuer ergänzt, und zwar in Entsprechung mit dem neuen Mehrwertsteuer-
gesetz, das am 1. Januar 2010 in Kraft getreten ist.  

Die Ergebnisse aus dieser Mehrwertsteuer-Prüfung zeigen, dass eine KIW der Mehr-
wertsteuerpflicht nur unter sehr strengen Voraussetzungen entgehen könnte und bekräftigen 
somit die Schlussfolgerungen aus der Analyse des öffentlichen Beschaffungswesens 
(Punkt 5). 

7. In seiner Sitzung vom 31. August 2010 hat sich der Staatsrat gegen die Lösung einer voll-
ständigen Auslagerung der Wäscheverarbeitung der Spitaleinrichtungen entschieden, da da-
von an den verschiedenen HFR- und FNPG-Standorten mehr als 45 Personen betroffen wä-
ren. Er hat sich für die Lösung der GSD ausgesprochen, die eine Konzentration der Verar-
beitung der HFR- und FNPG-Wäsche an einem einzigen Standort vorsieht, und zwar am 
Standort Marsens. Diese Lösung erfordert mittelfristig die Schliessung der Wäschereien des 
HFR Freiburg-Kantonsspital und des HFR Tafers, die Übernahme der Wäsche vom HFR 
Meyriez-Murten, die zurzeit ausgelagert wird, und die teilweise oder vollständige Einstellung 
der Auslagerung der Wäscheverarabeitung einiger Pflegeheime. 

Die vorgeschlagene Lösung kann wie folgt beschrieben werden:  

a) Räume und Ausrüstungen 

Für diese Lösung muss die Wäscherei Marsens (BEM) einerseits modernisiert und ande-
rerseits vergrössert werden, worauf sie hauptsächlich für die Wäsche der beiden Spital-
netze des Kantons zuständig wäre, die insgesamt auf 5–6 Tonnen je Werktag beträgt. Ei-
ne solche Menge könnte von der BEM bei normalem Einschichtbetrieb verarbeitet wer-
den, was heute in den verschiedenen Spitalwäschereien üblich ist. 

Zur Neugestaltung gehören: Erneuerung des veralteten Maschinenparks, Umbau des Ge-
bäudes, namentlich die Schaffung neuer Aufbewahrungsräume, Ausbau des Lifts, An-
schaffung zusätzlicher logistischer Mittel (Lieferwagen), Anschaffung neuer Steuerungsin-
strumente (notwendige Steuerungssoftware) und Erneuerung des Wäschebestandes des 
HFR (die BEM arbeitet übrigens mit Leasing). Die Möglichkeit, dass einige Einrichtungen 
von Freiburg in der BEM weiterverwendet werden könnten, ist noch zu prüfen.  

Je nach Umständen kann nicht ausgeschlossen werden, dass ein (beschränkter) Teil der 
Wäsche einem Zulieferer gegeben wird, bspw. um die Versorgung sicherzustellen.  




